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INHALT:
• 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 22 „von-Kühlmann-Straße“, betref-

fend die Fl.Nr. 305/1 in Tutzing; Ortsübliche Bekanntmachung des Sat-
zungsbeschlusses

• 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 30 „Am Schorn“ in Tutzing, bezüg-
lich der Errichtung von Carports; Ortsübliche Bekanntmachung des Sat-
zungsbeschlusses

Bekanntmachungen der Gemeinde Tutzing
1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 22

„von-Kühlmann-Straße“ betreffend die Fl.Nr. 305/1 in Tutzing 
Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

Der Gemeinderat hat am 07.12.2004 die 1. Änderung des Bebauungsplans
in der Fassung vom 07.12.2004 als Satzung beschlossen, was hiermit orts-
üblich bekannt gemacht wird.
Der Bebauungsplan mit Begründung wird ab Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung während der allgemeinen Sprechzeiten im

Rathaus Tutzing, Kirchenstr. 9, Zimmer 15,
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten; über den Inhalt wird auf Verlangen
Auskunft gegeben.
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft.
Hinweise:
Gemäß § 215 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) werden eine Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften und Mängel der Abwägung beim Zustan-
dekommen eines Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn die in Fällen der in
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Baugesetzbuches bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Bebauungsplanes oder in Fällen von Abwägungsmängeln
nicht innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungspla-
nes gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachver-
halt, der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 des Baugesetzbuches über
die Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen durch Antrag an den
Entschädigungspflichtigen (§ 43 des Baugesetzbuches) im Falle der in den
§§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches bezeichneten Vermögensnachteile und auf
das nach § 44 Abs. 4 des Baugesetzbuches mögliche Erlöschen der Ansprü-
che, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von 3 Jahren gestellt wird,
wird hingewiesen.

Tutzing, den 14.12.2004

GEMEINDE TUTZING
Peter L e d e r e r , Erster Bürgermeister

1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 30
„Am Schorn“ in Tutzing 

bezüglich der Errichtung von Carports

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

Der Gemeinderat hat am 07.12.2004 die 1. Änderung des Bebauungsplans
in der Fassung vom 07.12.2004 als Satzung beschlossen, was hiermit orts-
üblich bekannt gemacht wird.
Der Bebauungsplan mit Begründung wird ab Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung während der allgemeinen Sprechzeiten im

Rathaus Tutzing, Kirchenstr. 9, Zimmer 15,
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten; über den Inhalt wird auf Verlangen
Auskunft gegeben.
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft.

Hinweise:
Gemäß § 215 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) werden eine Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften und Mängel der Abwägung beim Zustan-
dekommen eines Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn die in Fällen der in
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Baugesetzbuches bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Bebauungsplanes oder in Fällen von Abwägungsmängeln
nicht innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungspla-
nes gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachver-
halt, der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 des Baugesetzbuches über
die Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen durch Antrag an den
Entschädigungspflichtigen (§ 43 des Baugesetzbuches) im Falle der in den
§§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches bezeichneten Vermögensnachteile und auf
das nach § 44 Abs. 4 des Baugesetzbuches mögliche Erlöschen der Ansprü-
che, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von 3 Jahren gestellt wird,
wird hingewiesen.

Tutzing, den 14.12.2004

GEMEINDE TUTZING
Peter L e d e r e r , Erster Bürgermeister

Staatlich anerkannte

Beratungsstelle
für 

Schwangerschaftsfragen
im Gesundheitsamt, 82319 Starnberg,

Dampfschiffstraße 2a

Wir bieten an:
Schwangerschaftskonfliktberatung gem. § 219 StGB,
Allgemeine Beratungen in Schwangerschaftsfragen,

Beratungen über finanzielle Hilfen,
z. B. Landesstiftungen.

Bitte Terminvereinbarung
unter Telefon (08151) 148-920 oder 148-900 

Beratungsstelle 
für Suchtkranke und 

Angehörige
im Gesundheitsamt, 82319 Starnberg,

Dampfschiffstraße 2a

Wir bieten an:

Beratung über Behandlungsmöglichkeiten,
Vermittlung von ambulanten und stationären Hilfen, Nach-

sorge, Wiedereingliederungshilfe,
Familienberatungen, Gruppen- und Einzelgespräche.

Auf Wunsch auch anonym.

Bitte Terminvereinbarung unter Tel. (08151) 148-900

Kinder-, Jugend- und
Familienberatungsstelle
des Landkreises Starnberg

Hilfe für Familien, Elternpaare, Jugendliche und
Kinder bei Schwierigkeiten:

• in der Erziehung

• in der Partnerschaft

• bei schulischen Schwierigkeiten der Kinder

• bei Ablösungsproblemen von Jugendlichen

Alle Mitarbeiter unterliegen der Schweigepflicht.
Die Beratung ist kostenlos.
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Kurzzeitpflege
Zur Entlastung der häuslichen Pflege
bieten die Altenpflegeeinrichtungen des
Landkreises Kurzzeitpflege für die Dauer
von bis zu 4 Wochen an.

Informationsmaterial über Kurzzeitpfle-
geeinrichtungen kann beim Landratsamt
Starnberg/Sozialamt angefordert wer-
den.

Tel.: (0 81 51) 148 - 475


